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Einleitung 
Am 25. November 2018 stimmen die Stimmberechtigen über eine Anpassung des Sozi-
alversicherungsrechts ab. Diese regelt die Observation als letztes Mittel der Miss-
brauchsbekämpfung. 

Der Gesetzesartikel schafft die gesetzliche Grundlage, damit Träger der Sozialversicherun-
gen (insbesondere die IV-Stellen, die Suva und private UVG-Versicherer) bei schwerem 
Missbrauchsverdacht Versicherte unter klaren Vorgaben überwachen können. So soll Sozial-
versicherungsmissbrauch wieder wirksam bekämpft werden. Es entsteht nichts Neues. Die 
Sozialversicherer haben seit der Schaffung des Missbrauchsartikels im Jahre 2009 durch ei-
nen klaren Volksentscheid bis 2016 erfolgreich Sozialdetektive eingesetzt. Gravierende So-
zialmissbrauchsfälle wurden identifiziert, Millionen für die Sozialversicherungen gespart. Die 
Überwachungen wurden nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte (EGMR) gestoppt, weil dieser 2016 festgestellt hatte, dass in der Schweiz die recht-
liche Grundlage dazu zu wenig klar umrissen sei. 

Als Folge davon können seither die Sozialversicherer schweren Missbrauchsverdachten 
nicht nachgehen und setzen das Mittel der Observation nicht mehr ein. Um dieses wieder zu 
ermöglichen, wurde im «Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungs-
rechts» (ATSG) eine klare rechtliche Grundlage für die Bekämpfung des Versicherungsmiss-
brauchs geschaffen. Das Parlament hat eine Vorlage verabschiedet, mit der eine klarere ge-
setzliche Grundlage zur Observation von Versicherten geschaffen werden soll – genau so, 
wie es der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) fordert. Die Observation 
wird im neuen Gesetzesartikel klar und eindeutig definiert. Die neue Regelung basiert auf der 
bewährten Praxis und berücksichtigt die Vorgaben des EGMR. Das Parlament verabschie-
dete die Gesetzesänderung am 16. März 2018 mit einem Ja-Stimmen-Anteil von 73,4 Pro-
zent. Das klare Ergebnis basiert auf der einstimmigen Zustimmung von CVP, FDP, SVP, 
BDP, EVP und der Grünliberalen. Auch die politische Mitte steht voll hinter der Gesetzesan-
passung. 

Gegen die Revision wollte auch die SP zuerst kein Referendum ergreifen. Die Partei wurde 
jedoch von einer kleinen Gruppe unter Druck gesetzt. Der Gruppe gehören unter anderem 
Jungsozialist und Student Dimitri Rougy, Schriftstellerin Sibylle Berg, Rechtsanwalt Philip 
Stolkin und der Aktivist Daniel Graf an. Sie ergriffen das Referendum. Es gibt jedoch auf der 
anderen Seite prominiente Linke wie Rudolf Strahm, die in der Verhinderung von Missbrauch 
eine wichtige Massnahme zum Schutz des Vertrauens in die Sozialversicherungen sehen. 

Coiffeuse missbraucht Sozialversicherung 
Auslöser war der Fall einer Coiffeuse, die 1995 nach einem Unfall arbeitsunfähig war und 
Versicherungsleistungen bezog. Mittels Observation konnte nachgewiesen werden, dass 
die Verunfallte Leistungen zu Unrecht eingefordert hatte. Das Bundesgericht entschied im 
Jahr 2010 zugunsten des Unfallversicherers – und zwar unter Berücksichtigung der Obser-
vationsergebnisse. Die Verunfallte zog den Fall weiter: Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) stellte in seinem Urteil vom 18. Oktober 2016 fest, dass in der 
Schweiz die gesetzliche Grundlage im Sozialversicherungsrecht für eine Observation un-
genügend sei. Der Missbrauch selbst wurde nicht infrage gestellt. Nicht infrage gestellt 
wurde auch, dass für die Sozialversicherungen die Überwachung von Versicherten bei 
Missbrauchsverdacht ein legitimes Mittel ist. Denn auch auf europäischer Ebene ist klar: 
Sozialversicherungen müssen sich gegen Versicherungsmissbrauch schützen können. 



Vorlage, kurz erklärt 
Sozialversicherungen wie die Invalidenversicherung (IV) oder die obligatorische Unfallversi-
cherung (UV) durch die Suva oder private Versicherer sind zentrale soziale Errungenschaf-
ten der Schweiz. Sie schützen die Arbeitnehmer vor den Folgen von Unfall und Krankheit 
und sichern bei Erwerbsunfähigkeit ihre Existenzgrundlage. 

• Versicherungsmissbrauch geht zulasten aller. 
• Versicherungsmissbrauch unterwandert das Vertrauen in die Sozialversicherungen. 
• Der Kampf gegen Versicherungsmissbrauch ist auf die bewährten Mittel angewiesen. 
• Versicherungsmissbrauch rückt Bezüger von IV-Renten, die auf diese angewiesen sind, 

in ein schlechtes Licht und stellt diese unter Generalverdacht.  
 

Darum geht es: 
Die zur Abstimmung stehende Gesetzesrevision regelt die Voraussetzungen für die Überwa-
chung von Versicherten in den Sozialversicherungen.  

Ein Versicherter darf nur überwacht werden: 
1. wenn ein begründeter Anfangsverdacht besteht;  
2. wenn andere Möglichkeiten der Abklärungen aussichtslos oder unverhältnismässig 

sind; 
3. wenn die Überwachung durch ein Direktionsmitglied des Versicherers angeordnet ist. 

 
Alle diese drei Voraussetzungen müssen in jedem Einzelfall gleichzeitig gegeben sein und 
immer auch nachvollziehbar belegt werden.  

Das ist erlaubt: 
- Bild- und Tonaufnahmen sind möglich, wenn der Überwachte sich an einem allge-

mein zugänglichen Ort befindet oder der Ort von einem allgemein zugänglichen Ort 
aus frei einsehbar ist. Überwacht werden darf also nur das, was jeder Passant ohne 
Weiteres wahrnehmen kann. So zum Beispiel das Verhalten des Versicherten im 
Bus, im Einkaufszentrum oder an einem Open-Air-Konzert.  

- Eine Observation darf höchstens 30 Tage innerhalb von sechs Monaten dauern. 
- Eine begründete Verlängerung ist maximal um sechs Monate möglich. 
- Für den Einsatz von technischen Mitteln zur Standortbestimmung (GPS-Tracker oder 

Drohne) braucht es eine richterliche Genehmigung. 

Wer darf überwachen: 
- Die Sozialdetektive erhalten in jedem Einzelfall einen Auftrag von der Sozialversiche-

rung. 
- Für die Beobachtung können auch externe Spezialistinnen und Spezialisten (Privat-

detektive) als Sozialdetektive eingesetzt werden. 
- Der Bundesrat regelt die Anforderungen, die die Sozialdetektive erfüllen müssen. 

 
Nach abgeschlossener Observation muss der Versicherte informiert werden. Das Material 
muss später vernichtet werden – ausser, der Versicherte wünscht dies ausdrücklich anders. 

Was das Gesetz nicht erlaubt: 

- Es erlaubt keine Aufnahmen in Privaträumen. Diese Frage wurde vom Bundesge-
richt, vom Bundesrat explizit und auch vom Parlament klar beantwortet. Die Observa-
tion in Wohnzimmer, Schlafzimmer, Treppenhaus, Waschküche, etc. ist ganz klar 



nicht erlaubt, selbst wenn von aussen einsehbar. 
 

- Nie und nimmer erlaubt sind den Sozialversicherungen zudem folgende Massnah-
men, die die Strafverfolgungsbehörden ergreifen können: 
 
1. Die Polizei kann Personen ohne Formen und Fristen vorladen (StPO 206) 
2. Die Polizei kann Personen vorführen (StPO 207 ff.) 
3. Die Polizei kann jemanden anhalten und auf den Polizeiposten bringen  

(StPO 215) 
4. Die Polizei kann jemanden vorläufig festnehmen (StPO 217) 
5. Die Polizei kann erkennungsdienstliche Erfassungen vornehmen (StPO 260) 
6. Die Polizei kann Beschlagnahmungen vornehmen (StPO 263) 
7. Die Staatsanwaltschaft darf den Post- und Fernmeldeverkehr überwachen  

(StPO 269) 
8. Die Staatsanwaltschaft darf technische Überwachungsgeräte anwenden  

(StPO 280) 
9. Die Staatsanwaltschaft darf verdeckte Ermittlungen (= mit falscher Identität) füh-

ren (StPO 285a) 
10. Die Polizei darf verdeckte Fahndungen vornehmen (StPO 298a) 

 

  



 
Für Missbrauch zahlen alle. 
Sozialmissbrauch stoppen JA 

Die Versicherten der Sozialversicherungen haben ein grosses Interesse, dass Leistungen 
nur an tatsächlich Berechtigte ausbezahlt werden. Die Sozialversicherungen sollen finanziell 
gesund und stark sein, sodass sie bei Bedarf auch tatsächlich Leistungen ausschütten kön-
nen. Für den Missbrauch der Sozialversicherungen zahlen alle in Form von höheren Prämien 
und Steuern. Betroffen sind sowohl die Arbeitnehmenden, als auch die Arbeitgeber und alle 
Steuerzahlenden. Deshalb haben die Sozialversicherungen die Pflicht, die Leistungsberech-
tigung genau zu kontrollieren. Als letztes Mittel haben sich Kontrollen mit Sozialdetektiven 
bewährt. Sie schaffen Fairness für alle. 

Sozialbetrug ist kein Kavaliersdelikt und im höchsten Grad unsozial. Die Gesellschaft hat das 
Recht, zu wissen, dass die Gelder zielgerichtet eingesetzt werden.  

• Missbrauch schadet allen Prämienzahlern und der Solidarität 
Alle Erwerbstätigen zahlen für die Invalidenversicherung (IV) oder die Unfallversiche-
rung (UV) Beiträge. Wir haben also alle ein grosses Interesse, dass nur die wirklich 
Berechtigten auch Leistungen beziehen können. Werden auch Leistungen ausbe-
zahlt, für die kein Grund besteht, so erhöhen sich die Beiträge für uns alle. Das scha-
det allen, und es schadet vor allem der Solidarität.  
 

• Auch Kleinverdiener müssen den Missbrauch mitfinanzieren 
Besonders unsozial ist, wenn Kleinverdiener den Missbrauch der anderen über hö-
here Prämien mitfinanzieren müssen. Wenn jemand jeden Franken umdrehen muss, 
dann sind höhere Prämien aufgrund von Missbrauch überhaupt nicht akzeptabel. Der 
Gesetzesartikel betrifft uns alle, da Unfallversicherungen in der Schweiz zum Schutz 
der Arbeitnehmenden obligatorisch sind (rund 5 Mio. Erwerbstätige, 8,3 Mio. Einwoh-
ner). Wir bezahlen also alle Unfallversicherungs- und IV-Beiträge – und es ist im Inte-
resse der Gesellschaft und der Solidargemeinschaft, dass nur Leistungen ausbezahlt 
werden, auf die auch tatsächlich ein Anspruch besteht. 
 

• Missbräuchlicher Bezug von Leistungen schadet den ehrlichen Versicherten 
Wer Missbrauch nicht bekämpfen will, tut Menschen mit Behinderungen sowie den 
IV/UV-Rentnern keinen Gefallen. Entsteht in der Bevölkerung der Eindruck, dass 
viele die Sozialversicherungen täuschen, und nichts dagegen unternommen wird, 
dann werden alle Bezüger von Leistungen der Sozialversicherungen unter General-
verdacht gestellt. Das ist nicht in Ordnung. Wer tatsächlich Anrecht auf eine Leistung 
der Sozialversicherungen hat, soll nicht ständig unter dem Missbrauchsverdacht ste-
hen. 
 

• Es ist ein Gebot der Fairness, Anspruchsberechtigte zu schützen  
Fairness gegenüber ehrlichen Prämienzahlern sowie gegenüber rechtmässigen Leis-
tungsbezügerinnen und -bezügern ist nötig. Werden Leistungen unrechtmässig bezo-
gen, steht weniger Geld für die Leistungen von wirklich Bedürftigen zur Verfügung. 
Darunter leiden die Schwächsten am meisten, also jene, die auf eine Rente der Sozi-
alversicherung existenziell angewiesen sind. 
 



Konkret: 2016 hat die IV 1950 Ermittlungen abgeschlossen. Der Verdacht bestätigte 
sich in 650 Fällen. Im Vorjahr waren es 540 Fälle.  
Dank dem Einsatz von Observationen bei der Missbrauchsbekämpfung konnten die 
Sozialversicherer rund 80 Millionen Franken pro Jahr (Privatversicherer 24 Millionen 
Franken, IV 48 Millionen Franken, Suva 6 Millionen Franken) an ungerechtfertigten 
Zahlungen verhindern. Diese unnötigen Kosten von rund 80 Millionen Franken pro 
Jahr tragen heute alle Prämienzahlerinnen und -zahler, da derzeit keine Observatio-
nen getätigt werden. 
 

• Die Kontrolle von einigen wenigen Verdächtigen ist verhältnismässig 
Die Überwachung von Versicherten bildet das letzte Mittel bei der Abklärung von 
Missbrauchsverdacht. Es erfolgen immer erst Recherchen im Büro, via Internet, Fa-
cebook, Telefon. Erst wenn all diese Mittel nichts nützen, der Verdacht berechtigt ist 
und die Voraussetzungen für eine Observation erfüllt sind, wird eine solche angeord-
net. Die Gegner der Vorlage suggerieren, dass bald alle überwacht werden. Das ist 
polemischer Unsinn. Zahlen beweisen, dass Observationen mit grösster Zurückhal-
tung eingesetzt werden: Im Bereich der obligatorischen Unfallversicherung haben die 
Privatversicherer in den Jahren 2014 bis 2016 Leistungen in 310‘000 Personenscha-

denfällen ausgeschüttet. Dabei wurden rund 100 Observationen durchgeführt. Das 
sind also nur 0,03 Prozent aller Fälle. Im Bereich der IV wurden rund 0,44 Prozent al-
ler Leistungsbezüger geprüft. Der Einsatz eines GPS-Trackers erfordert in Zukunft 
eine richterliche Genehmigung. 
 
Beispiel für Sozialmissbrauch: 
 
 Scheinbild: Ein Verunfallter zeigt bei der ärztlichen Untersuchung eine Unfä-

higkeit zur Kommunikation. Er erhält eine Invalidenrente (nebst Zusatzrente für 
die Ehefrau und Kinderrenten) der Invalidenversicherung (IV). Zudem richtete 
ihm die Suva für die verbleibenden Folgen eines Autounfalls nebst einer Integri-
tätsentschädigung eine Invalidenrente entsprechend einer Erwerbsunfähigkeit 
von 100 Prozent und eine Hilflosenentschädigung für eine Hilflosigkeit mittleren 
Grades aus. 

 Beobachtung: Die Überwachung am Flughafen Zürich zeigt, dass der Renten-
bezüger ohne irgendwelche Anzeichen einer Behinderung in der Lage war, sich 
im Flughafenareal zu bewegen, mit Begleitpersonen, aber auch mit Bedienper-
sonal in einem Restaurant zu kommunizieren, für Rauchpausen unbegleitet das 
Flughafengebäude zu verlassen und dabei auch mit dem Handy zu telefonie-
ren. Anschliessend konnte er ohne Begleitung die Passkontrolle durchlaufen 
und einen Flug nehmen. 
Bundesgericht, 19. August 2013 (8C_309/2013) 

 
Beispiel für Sozialmissbrauch: 
 
 Scheinbild: Der Versicherte klagt über Schulter- und Kniebeschwerden und ist 

in psychiatrischer Behandlung. 
 Beobachtung: Der Versicherte spielt regelmässig Golf auf hohem Niveau. 

Bundesgericht, 2. November 2015 (8C_349/2015) 
 
 



Sozialversicherungen schützen.  
Sozialmissbrauch stoppen JA 

Alle Sozialversicherungen beruhen auf der gesellschaftlichen Solidarität. Ihr Missbrauch un-
tergräbt das Vertrauen in diese wichtigen Pfeiler der sozialen Sicherheit. Deshalb obliegt al-
len Sozialversicherungsträgern die gesetzliche Pflicht, Missbrauch zu verhindern und zu be-
kämpfen. Als letztes Mittel dazu dient die Überwachung von Versicherten. Die Sozialversi-
cherungen dürfen nicht zu einem Selbstbedienungsladen werden. Die Bekämpfung von 
Missbrauch schützt die echten Berechtigten. Als letztes Mittel haben sich Kontrollen mit Sozi-
aldetektiven bewährt. Sie schaffen Fairness für alle. 
 

• Sozialversicherer müssen Missbrauch bekämpfen 
Weil ein Arbeitnehmer nicht wählen kann, ob er eine Unfallversicherung will, sondern 
obligatorisch unfallversichert wird, stehen die Versicherer in der Verantwortung, den 
korrekten Einsatz dieser Mittel zu überprüfen. Das Sozialversicherungsrecht verpflich-
tet die Versicherer, die Leistungspflicht abzuklären (ATSG 43) – und die Versicherten 
sind verpflichtet, mitzuwirken (ATSG 21). Um diese Aufgabe gewissenhaft erfüllen zu 
können, muss der Versicherer auch die Möglichkeit haben, bei begründetem Zweifel 
als letztes Mittel eine Observation zu nutzen. Dies verhinderte in der Vergangenheit 
rund 80 Millionen Franken pro Jahr an ungerechtfertigten Auszahlungen. 

 

• Die Bekämpfung von Missbrauch hat eine abschreckende Wirkung 
Die Versicherten, die die Sozialwerke potenziell missbrauchen, müssen wissen, dass 
sie überprüft werden können. Dies wirkt präventiv. Ebenso muss ein Prämienzahler 
Vertrauen haben können, dass seine Gelder korrekt eingesetzt werden. Dazu muss 
er davon ausgehen können, dass die Sozialversicherung den korrekten Einsatz kon-
trolliert. Die konsequente Haltung wirkt somit auch vertrauensbildend auf die Prä-
mienzahler. 
 

• Missbrauch bekämpfen, Sozialstaat stärken 
Der Sozialstaat macht einen wichtigen Teil des Fundaments der Schweiz aus. Die 
Bevölkerung muss darauf vertrauen können, dass sie auf den Sozialstaat zählen 
kann, wenn ein Unglück passiert. Für diese Sicherheit sind wir bereit, zu zahlen. Die-
ses Vertrauen darf nicht infrage gestellt werden. Es gilt zu verhindern, dass sich Be-
zügerinnen und Bezüger einer Leistung einem Generalverdacht ausgesetzt sehen, 
nur weil die rechtliche Grundlage für Instrumente zur Bekämpfung des Versiche-
rungsmissbrauchs fehlen. 

  



Beispiel für Sozialmissbrauch: 
 
 Scheinbild: Insgesamt bestehe klinisch das Bild einer inkompletten, linksbetonten Tet-

raplegie mit neurogener Blasenfunktionsstörung sowie einer ausgeprägten neuroge-
nen Schmerzsymptomatik. Für die Fortbewegung sei der Versicherte zwingend auf ei-
nen Rollstuhl angewiesen. 

 Beobachtung: Der Versicherte konnte beobachtet werden, wie er auf eine Leiter stieg 
und dabei nach vorne gebückt und auf einem Bein stehend Aprikosen pflückte. Auch 
wurde er beobachtet, wie er den Rasen mit einem benzinbetriebenen Rasenmäher 
mähte. 
Bundesgericht, 19. Januar 2015 (9C_852/2014) 

 

Beispiel für Sozialmissbrauch: 
 
 Scheinbild: Der Versicherte könne nur noch TV schauen, kleinere Spaziergänge ma-

chen, Medikamente nehmen und schlafen. Wegen Schwindels könne er nicht aus dem 
Haus, da er umfallen könnte. 

 Beobachtung: Der Versicherte wurde bei zahlreichen ausserhäuslichen Aktivitäten 
(Autofahren, Gartenarbeiten verrichten, Grüngut entsorgen, an Autos herumhantieren, 
Einkaufen, in der Innenstadt flanieren, Kontakte pflegen) beobachtet. Er bewältigte 
dies selbstständig, über eine längere Zeitdauer und ohne sichtbare Einschränkungen. 
Bundesgericht, 12. November 2015 (9C_338/2015) 

 

 

  



Sozialdetektive haben sich bewährt. 
Sozialmissbrauch stoppen JA 

Seit 2009 setzten die Sozialversicherungen auf Sozialdetektive zur Bekämpfung von Miss-
brauch. Es konnten unzählige Missbrauchsfälle bei IV, Suva und privaten Anbietern der obli-
gatorischen Unfallversicherung aufgedeckt werden. Dadurch wurden die Sozialversicherun-
gen gestärkt. Unnötige Auszahlungen in Millionenhöhe konnten verhindert werden. Die Be-
kämpfung von Missbrauch schützt die echten Berechtigten. Als letztes Mittel hat sich die Auf-
hebung von Scheinbildern durch Sozialdetektive bewährt. Sie schaffen Fairness für alle. 
 

• Die Gesetzesanpassung bildet eine bewährte Rechtsprechung ab 
Die Überwachungen wurden nach einem Urteil des EGMR gestoppt, weil dieser 2016 
festgestellt hatte, dass im Sozialversicherungsrecht in der Schweiz die rechtliche 
Grundlage dazu zu wenig klar und detailliert sei. 
Wichtig zu wissen, ist daher: Die Observation als Mittel gegen Missbrauch wurde vom 
EGMR nicht infrage gestellt. Lediglich die unzureichende gesetzliche Grundlage 
wurde bemängelt. Rechtsstaatliche Gesichtspunkte haben diese nötig gemacht.  
 
Das Parlament hat daher eine klarere gesetzliche Grundlage für die Überwachung 
von Versicherten geschaffen. Voraussetzungen, Instrumente, Dauer und Information 
betroffener Versicherter werden geregelt. Es entsteht nichts Neues. Entgegen der 
breit bewirtschafteten Empörung baut das neue Gesetz Überwachungsmöglichkeiten 
nicht aus, sondern schränkt die bisherige Praxis teilweise ein. Abstrus ist die Behaup-
tung, dass Versicherungsdetektive mehr Möglichkeiten hätten als die Polizei und der 
Geheimdienst. Observationen gemäss Strafprozessordnung lassen Rund-um-die-
Uhr-Überwachung von Telefon, Handy-, Mail- und Internetanschluss zu. Diese Mög-
lichkeiten stehen den IV-Stellen und Versicherungen richtigerweise nicht zur Verfü-
gung. 
 

• Observation ist ein effektives Mittel gegen Sozialversicherungsmissbrauch 
Die Erfahrungen zeigen, dass es Missbrauchsfälle gibt, die ohne Observationen nicht 
aufgedeckt werden können. Selbst der am Ursprung der Diskussion stehende Ge-
richtsfall beweist dies. Mit Observationen konnten in der Vergangenheit missbräuch-
lich geltend gemachte Leistungen in Höhe von rund 80 Millionen Franken jährlich ver-
hindert werden. 
 

• Klarer gesetzlicher Rahmen schafft mehr Transparenz 
Der neue Gesetzesartikel regelt die Bedingungen für eine Observation ganz genau 
und bringt damit Transparenz und Rechtssicherheit. Das Gesetz basiert auf den Ent-
scheiden des Bundesgerichts und schafft klare Verhältnisse auf der Grundlage der 
bisherigen Praxis. Neu, und im Unterschied zur bewährten Praxis, ist insbesondere, 
dass alle Personen, die observiert wurden, nach der Observation informiert werden. 
Also auch Personen, bei denen das Ergebnis der Observation keine Auswirkung auf 
die Leistungen hat, werden informiert. Das neue Gesetz bietet mehr Transparenz als 
die bisherige Praxis. 
 



• Die Vorschriften für Observationen sind sehr restriktiv 
Damit eine Observation effizient und effektiv durchgeführt werden kann, sind eine 
kurze Reaktionszeit und die Bild- und Tonaufzeichnung (Beweismaterial) zwingend.  
 
Das Gesetz schreibt unter anderem Folgendes vor: 

 Die versicherte Person darf nur an einem allgemein zugänglichen Ort oder an 
einem Ort, der von einem allgemein zugänglichen Ort frei einsehbar ist, obser-
viert werden. Explizit ausgeschlossen sind Innenräume einer Wohnung, auch 
wenn sie durch ein Fenster einsehbar sind. Damit können nur Tatsachen auf-
gezeichnet werden, die genauso für jeden Nachbarn, jede Spaziergängerin 
etc. erkennbar sind. 

 Eine Observation darf an höchstens 30 Tagen innerhalb von sechs Monaten 
stattfinden. Der Zeitraum kann um höchstens weitere sechs Monate verlängert 
werden. 

 Der Einsatz von Hilfsmitteln ist klar definiert. Erlaubt sind Kamera und Tonauf-
zeichnungen, nicht aber Richtmikrofone. Für den Einsatz technischer Hilfsmit-
tel (Peilsender) zur Standortbestimmung ist ein richterlicher Beschluss not-
wendig. 

 Für die Anordnung der Observation ist eine Person mit Direktionsfunktion zu-
ständig. 
 

Das Referendumskomitee unterstellt den Versicherern, alle Bezüger von Leistungen 
zu überwachen. Zudem sehen sie die Grundrechte und die Gewaltentrennung ver-
letzt. Strittig ist insbesondere der Punkt, ob Versicherer mehr Kompetenzen erhalten 
als die Polizei. Dies ist nicht der Fall, wie der Bundesrat in einer Parlamentsanfrage 
bestätigt (18.5232): «Die neue Regelung kodifiziert die Observationspraxis insbeson-
dere der IV und der UV gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichtes. Faktisch ha-
ben die Sozialversicherungsdetektive nicht mehr Kompetenzen für Überwachungen 
als die Polizei oder Staatsanwaltschaft. Es ist daher keinem von ihnen erlaubt, bei-
spielsweise von der Strasse aus eine Person in ihrem Wohnzimmer zu filmen. Für 
den Einsatz von technischen Instrumenten zur Standortbestimmung wird sowohl für 
die Polizei oder Staatsanwaltschaft als auch für die Sozialversicherungsdetektive 
eine richterliche Genehmigung erforderlich sein. Damit wird die bisherige Praxis ver-
schärft und rechtlich eingeschränkt.  
 
Durch die Einführung der neuen Bestimmung im ATSG werden alle dem ATSG unter-
stehenden Sozialversicherungen eine gesetzliche Grundlage zur Durchführung von 
Observationen haben. Keine Anwendung findet die Regelung aber auf das private 
Versicherungsgeschäft. So gilt das ATSG insbesondere nicht für die Krankentaggeld-
versicherung nach dem Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag.»  
 
Ein weiterer Streitpunkt ist die Formulierung im Gesetz, dass die verdächtigte Person 
observiert werden darf, wenn sie sich «an einem Ort befindet, der von einem allge-
mein zugänglichen Ort aus frei einsehbar ist». Diese Formulierung unterscheidet sich 
von der Strafprozessordnung. Das Referendumskomitee unterstellt, dass dieser Arti-
kel auch das Überwachen in einem Schlafzimmer, das von der Strasse aus einsehbar 
ist, möglich macht. Allerdings hat der Bundesrat präzisiert, dass das Überwachen in 
privaten Innenräumen nicht erlaubt ist.  
 



• Observationen werden nur als letztes Mittel eingesetzt 
Versicherte Personen sollen nur dann observiert werden können, wenn ein konkreter 
Anfangsverdacht besteht – und dieser nicht mit anderen Mitteln untersucht werden 
kann – und wenn die Schadensumme hoch ist. Observationen bleiben also das letzte 
Mittel, das beim Verdacht auf Sozialversicherungsmissbrauch zum Einsatz kommt. In 
den meisten Fällen lässt sich die Anspruchsberechtigung administrativ und mit Ver-
trauensärzten abklären. Observationen werden immer mit einem klaren Auftrag zur 
Aufdeckung einer unglaubwürdigen Behauptung und nicht als «Allgemeinbeobach-
tung» eingesetzt. 
 
In Zahlen: Im UVG-Bereich führten die Privatversicherer von 2014 – 2016 rund 100 
Observationen durch bei 310‘000 Personenschadenfällen, also in 0,03 Prozent der 
Fälle. 
 

• Die Sozialversicherer führen Observation zurückhaltend und korrekt durch 
Zum Schutze ihrer Reputation haben die Sozialversicherer ein grosses Interesse da-
ran, eine Observation rechtlich korrekt durchzuführen. Sie gehen verantwortungsvoll 
mit dem Instrument um. Das war auch vor der vorliegenden Gesetzgebung der Fall. 
Es gab kaum Beschwerden wegen unrechtmässiger Observation – und die erhobe-
nen Beschwerden wurden mehrheitlich abgewiesen. Vertraulichkeit und Privatsphäre 
sind den Versicherern wichtig, genauso wie Fairness gegenüber den Prämienzahlern. 
Zudem steht allen Betroffenen der Rechtsweg offen, und Gerichte überprüfen die kor-
rekte Rechtsanwendung. 
 

• Überwachungsgegner wollen die Missbrauchsbekämpfung verhindern 
Mit dem Referendum gegen Observationen im Sozialversicherungsrecht verhindern 
die Sozialdetektiv-Gegner die effiziente Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. 
Dabei greifen selbst linke Stadtregierungen wie in Zürich und Basel auf dieses Mittel 
im Bereich der Sozialhilfe zurück – und linke Politgrössen wie Rudolf Strahm (siehe 
Tagesanzeiger vom 23.4.2018 «Wer die Observation behindert, unterhöhlt den Sozi-
alstaat») und der Zürcher SP-Sozialvorsteher Raphael Golta («Der Verlust des Mittels 
der Observation ist für alle ärgerlich») setzten auf die Überwachung von Versicherten 
zur Missbrauchsbekämpfung. 

 

Beispiel für Sozialmissbrauch: 
 
 Scheinbild: Der Versicherte könne nicht mehr ohne Fremdhilfe im täglichen Leben 

auskommen, er sei voraussichtlich dauernd auf Unterstützung und Hilfe durch Dritte 
bei der Alltagsbewältigung angewiesen und die Arbeitsfähigkeit für alle Tätigkeiten be-
trage 0 Prozent. Er bedürfe der dauernden persönlichen Überwachung, da er sein 
Handeln nicht mehr beurteilen könne. So lasse er unbeobachtet den Kochherd oder 
die Waschmaschine an. Auch müsse tagsüber die Haustüre abgeschlossen werden, 
damit er nicht weglaufe. 

 Beobachtung: Der Versicherte wurde regelmässig beim Autofahren in dichtem städti-
schem Verkehr beobachtet. Er war problemlos in der Lage, sein Fahrzeug rückwärts 
einzuparkieren. Er wurde beobachtet, wie er Billet- und Geldautomaten bediente, am 
Kiosk einkaufte oder Einkäufe nach Hause trug.  
Bundesgericht, 15. Mai 2015 (9C_680/2014) 



 

Beispiel für Sozialmissbrauch: 
 
 Scheinbild: Der Versicherte könne nur noch spazieren gehen. Vom Boden bis zur 

Taille könne er keine Lasten mehr heben. Von der Taille bis zur Kopfhöhe nur ganz 
leichte Gegenstände, wie etwa eine Tasse. 

 Beobachtung: Abgesehen von einem geringfügigen Schonhinken zeigt er einen nor-
malen Bewegungsablauf. Er ist in der Lage ist, Pneus mit einem Gewicht von 15 kg 
aus dem Fahrzeug zu laden, ohne Anzeichen körperlicher Einschränkungen auf ein 
schweres Motorrad zu sitzen und loszufahren. 
Bundesgericht, 9. März 2016 (9C_582/2015) 

 



Angang 1: Zahlen 
Kurzbeschrieb Private Ver-

sicherer 
IV Suva Total  

gerundet 
Durchschnittliche Anzahl 
Observationsfälle pro Jahr  

100 240 
 

10-15 pro Jahr 
 

350 

Eingesparte Summe pro 
Jahr (Durchschnitt 2014-16) 

24 Mio. CHF 50 Mio. CHF 6 Mio. CHF 
(2016) 

80 Mio. 
CHF 

Eingesparte Summe pro 
Fall (Gesamtsumme aufge-
teilt auf bestätigte Fälle) 

300’000 CHF 326‘000 CHF 857‘000 CHF 
(2016) 

310‘000 
CHF 

Anzahl neue Verdachtsfälle 
pro Jahr 

500 1986 1271 (2017) 3700 

Anzahl Fälle, bei denen die 
Observation einen Impact auf 
die Leistungen hat 

80 133 
(153 insgesamt 
bestätigte Fälle) 

7 (2016) 235 

Anzahl Fälle, bei denen sich 
der Verdacht nicht bestätigt 
hat 

20 97 
(hohe Anzahl 
pendenter Fälle) 

2 (2016) 120 

Bestätigungsquote Über 80 Pro-
zent 

60 Prozent 78 Prozent 70 Prozent 

Wie lange dauert eine Über-
wachung  

Im Durch-
schnitt ca. 10 
Tage 

   

Quellen • https://w
ww.svv.c
h/de/new
sroom/u
nge-
rechtfer-
tigte-
zahlun-
gen-von-
jaehrlich-
24-millio-
nen-fran-
ken-ver-
hindert  

• https://w
ww.newsd.ad-
min.ch/newsd/
message/atta-
ch-
ments/52381.p
df 
• https://w
ww.bsv.ad-
min.ch/bsv/de/h
ome/sozialver-
sicherun-
gen/iv/statis-
tik.html 
 

• https://w
ww.suva.ch/de-
ch/die-
suva/news-und-
medien/me-
dien/2018/03/07/
ungerechtfer-
tigte-zahlungen-
in-millionen-
hoehe-verhin-
dert 
• https://w
ww.suva.ch/de-
ch/die-
suva/news-und-
medien/me-
dien#uxlibrary-o-
pen=/de-
CH?atomid=987
e8937fb944f269
1bd4348a83dd4
fc%26showCon-
tainer=1 
• https://w
ww.suva.ch/de-
ch/die-
suva/news-und-
medien/me-
dien#uxlibrary-o-
pen=/de-
CH?atomid=90f
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Angang 2: Beispiele IV 

 
  



 
  



  



 

 

Anhang 3: Gesetzestext 
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